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Hessenweg 16, 34376 Immenhausen 

 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz über die 
Neuregelung schulischer Inklusion zur öffentlichen mündlichen Anhörung des 
Kulturpolitischen Ausschusses am Donnerstag, den 16. Mai 2013 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Ich bedanke mich für die Gelegenheit, zum o.g. Gesetzentwurf Stellung nehmen zu können.  
 
Neben der insgesamt von mir positiv zur Kenntnis genommenen Grundausrichtung des 
Gesetzentwurfes mit der Benennung der Inklusion als gesellschaftliches Ziel und der 
Herausnahme des Ressourcenvorbehalts bei dem Elternwunsch auf inklusive Beschulung, halte 
ich einige grundsätzliche Überlegungen dennoch für wichtig. 
 
Die Aufrechterhaltung des Ressourcenvorbehalts bei baulichen Maßnahmen ist sicherlich vor 
dem Hintergrund der angespannten Finanzlage der Kommunen für eine Übergangsphase wichtig 
und richtig.  
 
Wir bewerten am Gesetzentwurf positiv, dass nicht von einem radikalen Kahlschlag ausgegangen 
wird, sondern dass man offenbar ein echtes Wahlrecht der Eltern wünscht, dass nicht durch 
Ressourcenvorbehalte bei Inklusionswünschen eingeschränkt wird.  
 
Unklar ist mir allerdings, warum im Gesetz die sogenannten Kleinklassen für Erziehungshilfe 
wieder benannt werden, obwohl sie aus meiner Kenntnis der Arbeit in der Arbeitsgruppe der 
Fachberater der Staatlichen Schulämter für den Bereich der emotionalen und sozialen 
Entwicklung in Hessen nicht mehr genutzt werden.  
 

 
Hessischer Landtag 
der Vorsitzende 
des Kulturpolitischen Ausschusses 
Frau Michaela Öftring 
 
per Mail: m.oeftring@ltg.hessen.de  
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Unabhängig von dieser insgesamt positiven Auseinandersetzung mit dem Thema Inklusion halte 
ich es gleichwohl für wichtig, auch die besonderen Interessen und Bedürfnisse von Schülerinnen 
und Schülern der Dietrich-Bonhoeffer-Schule nicht aus dem Blick zu verlieren.  
 
Die Dietrich-Bonhoeffer-Schule ist eine Förderschule mit dem Förderschwerpunkt emotionale und 
soziale Entwicklung und für kranke Schülerinnen und Schüler. 
Außerdem ist sie überregionales Beratungs- und Förderzentrum im Landkreis Kassel.  
Aktuell werden an vier dezentralen Standorten in Immenhausen im Hessenweg 12 – 16, in 
Immenhausen an der Grebensteiner Str. 30, in Kaufungen in der Niester Str. 24 und in Wolfhagen 
im Gasterfelder Holz 2, 252 Schülerinnen und Schüler mit Förderbedarf gefördert.  
 
Die Dietrich-Bonhoeffer-Schule nimmt Schülerinnen und Schüler aus dem Landkreis und der 
Stadt Kassel, dem Werra-Meißner-Kreis, dem Landkreis Göttingen und dem Landkreis Northeim 
auf.  
 
Mit der Stärkung des Elternwillens im aktuellen Schulgesetz kommen viele Anfragen zur 
Aufnahme an unserer Schule direkt von den Eltern oder von den Kinder- und Jugendpsychiatrien 
der Region.  
 
Wir konstatieren eine drastische Zunahme psychischer Erkrankungen. 
Die hiermit einhergehende ständige Vergrößerung der Bettenzahlen und der Ambulanzplätze der 
Kinder- und Jugendpsychiatrien Kassel, Marsberg, Göttingen und Mühlhausen, aus deren 
Patientenschaft Schüler zu uns kommen, verdeutlicht diese Entwicklung.   
 
Insgesamt ist hier eindeutig von einem gesellschaftlichen Problem der Zunahme psychischer 
Erkrankungen, nicht nur im Kindesalter auszugehen, von dem alle westlichen Industrienationen 
betroffen sind.  
Bei den besonderen Problemlagen unserer Schülerinnen und Schüler, die in weiten Teilen von 
einer bestehenden erheblichen Eigen- und Fremdgefährdung gekennzeichnet sind, stellt die 
Dietrich-Bonhoeffer-Schule einen wichtigen zeitlich begrenzten Schonraum dar. 
 
Ohne die Möglichkeit einer zeitlich begrenzten „exklusiven Beschulung“ unserer Schüler mit 
Schonraumcharakter würde die Inklusion dieser Kinder nicht gelingen und sie würden vielfach 
endgültig und dauerhaft exkludiert.   
 
Diese Erfahrungen haben neben einigen Bundesländern - aktuell Hamburg, wo die Zahlen der in 
schulischen Ersatzmaßnahmen oder in Jugendhilfemaßnahmen außerhalb Hamburgs 
befindlichen Kinder mittlerweile höher sind, als die Zahl vor der Schließung der in den 
Förderschulen betreuten Kindern, auch andere Länder gemacht. In Schweden, Finnland oder 
Kanada hat man in den letzten Jahren begonnen, doch wieder Spezialschulen zur Förderung 
dieser besonderen Schülerinnen und Schülern zu eröffnen – übrigens häufig in freier 
Trägerschaft. 
 
Im Umfeld unserer Schule befinden sich mittlerweile viele Heime und kleine Wohngruppen, da die 
Infrastruktur in Nordhessen mit vergleichsweise günstigen Immobilienpreisen vorteilhaft ist.  
So beschult die Dietrich-Bonhoeffer-Schule letztlich verstärkt auch Kinder aus den südhessischen 
Regionen, aus Thüringen und in hoher Zahl aus dem nordrheinwestfälischen Bereich.  
Hier galten diese Schüler meistens bereits als unbeschulbar und das Ruhen der Schulpflicht, trotz 
teilweise vorhandener inklusiver Angebote, war verfügt worden.  
 
Die Dietrich-Bonhoeffer-Schule begleitet seit Jahren die Rückschulung der Schülerinnen und 
Schüler, die häufig erfolgreich nach ca. 2 Jahren erfolgt, in das System der allgemeinen Schule, 
auch mit Kooperationsvereinbarungen und Kooperationsklassen.  
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So finden nach einer intensiven Förderung die vermeintlich unbeschulbaren Schüler entweder 
den Weg zurück in die allgemeine Schule oder über erfolgreiche Haupt- und 
Realschulabschlüsse den Weg in den ersten Arbeitsmarkt.  
 
Das eigentlich in der UN-Konvention formulierte Ziel der Teilhabe aller wird so geradezu 
vorbildhaft erreicht.  
 
Vor diesem Hintergrund plädiere ich ausdrücklich für den Erhalt der „Vielfalt der Förderorte“ bei 
einer ausdrücklichen Wahlfreiheit der Eltern (Stärkung des Elternwillens). 
 
In den letzten 2 Jahren haben wir zudem unsere Schule auch für Schüler ohne festgestellten 
Förderbedarf geöffnet und so die Kooperation mit der heimischen Wirtschaft beispielhaft 
angestoßen und durch die Kooperation mit dem Maschinenbaucluster „Die Maschenbaupartner“ 
intensiviert.  
 
Wir würden es ausdrücklich begrüßen, wenn perspektivisch auch die Kompetenzen der privaten 
Förderschulen im Bereich der Beratung und Unterstützung der allgemeinen Schule wieder 
ermöglicht würde. 
Hierzu wäre eine Anbindung der Stellen eines Beratungs- und Förderzentrums auch in privater 
Trägerschaft an die private Schule hilfreich.  
 
Im Zusammenhang mit der Diskussion über die UN-Konvention haben in den letzten Monaten bei 
uns die Kreistagsfraktionen von CDU und Grünen, SPD-Landtagsabgeordnete und zuletzt der 
Kreiselternbeirat getagt und sich über die erfolgreiche Arbeit unserer Schule vor Ort informiert.  
 
Es besteht eine enge Kooperation und ein Austausch mit dem Staatlichen Schulamt für den 
Landkreis und die Stadt Kassel.  
 
Von allen Seiten wird immer wieder die wichtige Rolle des Förderschulsystems der Dietrich-
Bonhoeffer-Schule im Sinne einer echten Teilhabe am schulischen und gesellschaftlichen Leben 
aller Kinder betont.  
 
Sicherlich sind Hilfen wie die sonderpädagogische Förderung in separierenden Systemen neben 
einer inklusiven Beschulung teuer, doch wie der neue Baden-Württembergische Kultusminister 
formuliert hat, ist dieses Geld bei diesen besonderen Kindern gut angelegt.  
Außerdem ist unser Land aufgrund des demografischen Faktors zwingend auf alle Kinder zu 
einer positiven Weiterentwicklung unseres Gesellschaft angewiesen.  
 
Für Rückfragen steht die Dietrich-Bonhoeffer-Schule jederzeit zur Verfügung.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Klaus Schenkel  
Schulleiter  
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Stellungnahme der GEW HESSEN zum Gesetzesentwurf der Fraktion der SPD  
für ein Gesetz über die Neuregelung schulischer Inklusion in Hessen  
– Drucksache 18/7125  

 
Grundsätzliche Würdigung 
 
Die bisherige Schulgesetzgebung hat in keiner Weise dazu beigetragen, eine 
wirkliche inklusive Beschulung in Hessen zu realisieren. Stattdessen sind die von der 
Regierungsmehrheit geschaffenen Fakten durch die GEW Hessen mehrfach als 
„Inklusionsverhinderungspolitik“ erkannt und beschrieben worden (vgl. 
entsprechende Stellungnahmen). Das Anliegen des vorliegenden Gesetzentwurfes 
der SPD wird seitens der GEW daher als grundlegend positiv bewertet. 
Seinem Anspruch, den Ressourcenvorbehalt der aktuellen Gesetzgebung faktisch zu 
beseitigen, wird er jedoch nicht gerecht.  
So bestimmt er in § 49 Absatz 1 den Rechtsanspruch der betroffenen Schülerinnen 
und Schüler zum einen nur vage und nicht qualitativ („sonderpädagogische För-
derung und angemessene Unterstützung“) und überlässt es zudem in den Absätzen 
3 und 4 des § 50 noch auszuhandelnden Kooperationsvereinbarungen zwischen 
Schul- und Jugendhilfeträgern sowie Land, die nähere Ausgestaltung so genannter 
„regionaler Förderbudgets“ zu bestimmen.  
Klare qualitative Rechtsansprüche werden so nicht geschaffen – und deren 
Finanzierung zudem erneut unter (alsdann Verhandlungs-)Vorbehalt gestellt.  
 
In diesem Kontext lesen sich unter anderem §§ 49 Absatz 2, 54 Absatz 3 sowie 55 
Satz 2 auch als geplante Fortschreibung aktueller Praxis, mittels welcher Eltern in 
Zeiten nicht realisierter Inklusion mehr oder minder dazu „gedrängt“ werden, um des 
Wohles ihres Kindes willen dasselbe „dennoch“ an einer Förderschule unterrichten 
zu lassen. 
 
Die GEW bezieht sich auf die UN-Behindertenrechtskonvention. In diesem Sinne 
bedeutet Inklusion, 

• dass die notwendigen personellen und sächlichen Ressourcen bereit gestellt 
werden, um den notwendigen Ausgleich zu schaffen; 

• dass es um die Teilhabe aller an Gesellschaft und Bildung geht - eine Trennung 
nach Art oder Schwere der Behinderung sieht die Konvention nicht vor, das wäre 
Separation und außerordentlich konträr zur inklusiven Haltung; 

• dass wahre Teilhabe an Gesellschaft und Bildung im jeweils individuellen 
Lebensraum stattfinden muss - schulische Inklusion kann daher nur wohnortnah 
sein, alles andere bedeutete eine Trennung der Kinder und Jugendlichen von 
ihrer originären Peergroup; 
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• dass Inklusion keine Frage des Alters ist und damit nicht nach dem 
Grundschulbesuch enden darf. 

 
Die GEW schlägt vor: Im § 49 ist der Anspruch auf „sonderpädagogische Förderung 
und angemessene Unterstützung“ unzureichend. Ein klarer Anspruch auf inklusive 
Beschulung und aus diesem resultierend auch der notwendige Nachteilsausgleich 
sollten für die betroffenen Schülerinnen und Schüler festgeschrieben werden. Ein 
solch klares aber notwendiges Bekenntnis zu einem qualitativen Verständnis von 
Inklusion, die allen Menschen (qualitativ) gleiche Teilhabemöglichkeiten sicherstellen 
will, lässt der aktuelle Gesetzentwurf jedoch leider vermissen.  
 
In § 53 wird der Anspruch des Gesetzesentwurfes klar umrissen. Dieser ist explizit 
nicht, das Recht auf inklusive Beschulung, welches die betroffenen Kinder und 
Jugendlichen seit vielen Jahren ihr eigen nennen können, endlich und umfassend zu 
realisieren. Er ist es, stattdessen eine Art Übergangslösung bis „zur Verwirklichung 
eines inklusiven Schulsystems“ zu schaffen. Dieser Selbstanspruch fällt dabei nicht 
nur hinter die juristischen Notwendigkeiten zurück; er ist zudem auch so formuliert, 
dass sich die Frage aufdrängt, inwiefern hier nicht nur sofort zustehende Rechte 
weiterhin vorenthalten, sondern dieses Vorenthalten zudem als unbefristete 
Dauerperspektive im Gesetz verankert werden soll. 
 
Die GEW schlägt vor: Diesen Einschränkungen, die den Anforderungen der UN-
Behindertenrechtskonvention nicht genügen, sollte bspw. dadurch abgeholfen 
werden, dass sofort Maßnahmen ergriffen werden, die allen betroffenen Kindern und 
Jugendlichen umgehend inklusive Beschulung zusichern – und der Ausbau des dann 
„sofort“ inklusiven zu einem leistungsstärkeren und friktionsärmeren inklusiven 
Schulsystem hiernach umgehend in einem konkreten Zeit- und Perspektivenplan 
ausformuliert wird.  
 
Dazu gehört für die GEW neben der Aufhebung des Ressourcenvorbehaltes unter 
anderem: 
 
• dass, beginnend mit den Grundschulen, energische und konsequente Schritte in 

Richtung auf eine sonderpädagogische Grundausstattung aller Regelschulen mit 
Doppelbesetzungen und Koordinationsstunden gegangen werden. 

 
• dass inklusive Strukturen, die sich im Rahmen des gemeinsamen Unterrichts 

entwickelt und bewährt haben, erhalten werden. Inklusive Schulen brauchen 
inklusive Kollegien mit multiprofessionellen Teams aus Regelschullehrkräften, 
Förderschullehrkräften, sozialpädagogischen Fachkräften, Sozialarbeiterinnen 
und Sozialarbeitern, Therapeuten und Therapeutinnen. 

 
• dass die Lehreraus- und -fortbildung wie auch die Weiterqualifizierung für alle 

Schulformen und Lehrämter eine Akzentuierung auf Heterogenität erfährt: 
Inklusion geht alle an und ist keine Angelegenheit ausschließlich lernzielgleichen 
Lernens. 
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Zu den Details 
 
§ 49 (2) 
Wunsch der Eltern nach sonderpädagogischer Förderung an Förderschulen 
Damit tritt die SPD für die Beibehaltung des Förderschulsystems ein. Inklusion 
bedeutet nach Meinung der GEW hingegen, dass alle Förderschulen nach einem 
Zeitplan auslaufen müssen. Wenn die Bedingungen in oben beschriebener Weise 
stimmen, der notwendige Ausgleich geschaffen wurde und damit Barrieren abgebaut 
wurden, dann werden sich Eltern von Kindern mit Behinderungen auch nicht mehr 
eine Beschulung in einer aussondernden Schule für ihr Kind wünschen. 
 
§ 50 (2) 
Wiedereinrichtung der Kleinklassen für Erziehungshilfe oder Sprachheilklassen 
Das klingt so, als würde sich die SPD für ein schulinternes Umgehen der Inklusion 
und die Schaffung neuer Möglichkeiten der Separation einsetzen. Die GEW setzt 
sich stattdessen dafür ein, dass zur Umsetzung der individuellen Förderung den 
Schulen deutlich mehr Förderstunden im Rahmen der Grundunterrichtsversorgung 
sowie zusätzliche Stunden für präventive Arbeit von sonderpädagogischen 
Lehrkräften zur Verfügung gestellt werden.  

 
§ 53 (1) 
Beibehaltung der Förderschulen bis zur Verwirklichung des inklusiven Schulsystems  
Die SPD entwickelt keinen Zeitplan zum Auslaufen der Förderschulen. Zudem sollte 
hier nach „deren Übergangs in die allgemeinen Schulen“ ergänzt werden „, eine 
berufliche Schule oder die Berufsausbildung“. 

 
§ 53 (2) 
Sonderpädagogische Beratungs- und Förderzentren an Förderschulen  
Im SPD-Entwurf steht u.a.: „Sonderpädagogische Beratungs- und Förderzentren 
werden an Förderschulen eingerichtet und übernehmen Aufgaben der Beratung und 
der ambulanten sonderpädagogischen Förderung in den allgemeinen Schulen“. Die 
GEW lehnt „eingeflogene“ Beratung und „ambulante“ Förderung jedoch ab. Gute 
Bedingungen für Inklusion werden stattdessen durch beständig arbeitende 
multiprofessionelle Teams (siehe oben) sichergestellt. 

 
§ 54 (5)  
Förderausschuss 
Die GEW würde gerne auf das „Bürokratiemonster“ Förderausschuss verzichten, 
sobald Schülerinnen und Schülern die individuell notwendigen Ressourcen ohne 
Vorbehalte zugestanden werden. Förderdiagnostische Verfahren helfen, dass 
„angemessene Vorkehrungen für die Bedürfnisse des Einzelnen getroffen werden“ 
(UN-Konvention, Präambel und Artikel 1, 2, 24). Die GEW fordert die Verankerung 
multiprofessioneller Teams vor Ort. So können die dafür qualifizierten Förderschul-
lehrer bereits bevor Kinder langfristige Misserfolge erleiden mussten, mittels 
Diagnose passgenaue Förderwege beschreiben. Wenn alle Kinder an einer Schule 
lernen dürfen, wird die Diagnose auch nur dem beschriebenen Ziel dienen. Dadurch, 
dass Eltern nicht mehr die Ausgrenzung ihrer Kinder an Sonderschulen fürchten 
müssen, wird die „sonderpädagogische Überprüfung“, besser „Förderdiagnostik“  
genannt, ihren Schrecken verlieren. Sie ist Beleg für den Rechtsanspruch der 
Schülerinnen und Schüler auf Ausgleich und bestmögliche Förderung. 
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§ 54 (6) 
Kann bei Veränderung von § 54 (5) entfallen. 
 
§ 55  
Ressourcenvorbehalt „Räumliche Ressourcen“ und Vorbehalt “ …in der Regel durch 
den Besuch der allgemeinen Schule…“ 
Die GEW ist der Überzeugung, dass im Gesetzesentwurf der SPD sämtliche 
Ressourcenvorbehalte aufgehoben werden müssen, um das eindeutige Signal zu 
setzen, dass die Umsetzung der Inklusion gewollt ist und gezielt vorangetrieben wird.  
 
 
 

 
 
(Ulrich Martin, Geschäftsführer) 
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An den  
Hessischen Landtag 
z. Hd. v. Frau Öftring  
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden  
 
Fax: 0611 350345 
E-Mail: m.oeftring@ltg.hessen.de 
         Bruchköbel, 08.05.2013  
 
 
 
Anhörung des Kulturpolitischen Ausschusses zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 
für ein Gesetz über die Neuregelung schulischer Inklusion in Hessen (GENESIS) 

        

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der IHS bedankt sich für die Einladung zu der Anhörung zu dem Gesetzentwurf der Fraktion 
der SPD, die wir gerne wahrnehmen werden. 
 
Zu dem Gesetzentwurf nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Der Landesverband des IHS stellt ausdrücklich fest, dass seine Mitglieder Inklusion befürworten 
und sinnvolle Veränderungen in Richtung einer „Schule für alle“ gerne mittragen, wenn diese 
unter Berücksichtigung angemessener Bedingungen erfolgen. Deshalb begleiten wir den 
Inklusionsprozess aktiv. Dabei haben wir vorrangig das Wohl aller Kinder im Auge, darüber 
hinaus auch das Wohl der die Kinder betreuenden Lehrkräfte. Denn nur in einem persönlichen 
Kontext wird inklusive Bildung und Erziehung gelingen, werden die dafür notwendigen 
Haltungen sich entwickeln können. In diesem Zusammenhang sehen wir Inklusion als Prozess der 
Veränderung der Gesamtkultur in unseren Schulen. Gemeinsames Ziel ist es, kein Kind 
auszugrenzen. 
 
Vor diesem Hintergrund erfüllt auch der vorliegende Gesetzentwurf der SPD in letzter 
Konsequenz nicht den Anspruch auf Umsetzung der UN-Konvention. Auch hier ist wie bisher 
die Feststellung eines Anspruchs auf sonderpädagogische Förderung in den verschiedenen 
Behinderungsrichtungen und somit einer Etikettierung des behinderten Kindes in der 
allgemeinen Schule vorgesehen. Dies führt im bestehenden Schulsystem letztlich weiter zur 
Abstempelung, Ausgrenzung, Sortierung, was für eine große Zahl von Kindern belastender 
sein wird, als der Besuch in einer Förderschule. 
 
Somit stellt der Entwurf unseres Erachtens keine entscheidenden Neuerungen gegenüber 
dem jetzigen Gesetz dar. Die vorliegenden nennenswerten Veränderungen werden wie folgt 
kommentiert: 
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1.a) Förderschulen entwickeln sich zu inklusiven Schulen  (§ 53,2) 

 Grundsätzlich ist dies in Absprache mit dem Schulträger auch unter der 
gegenwärtigen Gesetzeslage möglich.  

 Vor dem Hintergrund zunehmender Auflösungen bzw. Zusammenlegungen von 
Schulen in ländlichen Gebieten erscheint eine derartige allgemeine Möglichkeit der 
Öffnung von Schule eher unrealistisch. 

 Zusätzlich bleibt die Frage offen, wie der Zuweisungsschlüssel der Lehrkräfte für 
solche Angebotsschulen sein wird: Weiter wie bisher wie an der Förderschule oder, 
weil jetzt allgemeine Schule, nach normalem Zuweisungsschlüssel. 

 
1.b) Beratungs- und Förderzentren werden an Förderschulen eingerichtet (§ 53,2) 

 Die Differenzierung zwischen Inklusiver Unterstützung durch Förderschullehrkräfte 
und Vorbeugenden Maßnahmen bleibt undurchsichtig.  

 Der Interpretationsmöglichkeiten gibt es viele 

 Das bestehende Gesetz ist hier klarer. 
 
2. Schulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen werden ab 2015 konsequent aufgelöst (§ 
187,6) 
 

 Dieser Passus steht im Gegensatz zu der Zusage an die Eltern, eine wirkliche 
Wahlmöglichkeit des Förderorts zu haben. 

 In der Konsequenz wird inklusive Beschulung bereits teilweise in Kooperationsklassen 
umgesetzt und ist in der bisherigen Gesetzeslage möglich.  

 Voraussetzungen für die Umsetzung sind hier die Übertragung erfolgreicher 
Unterrichtskonzepte der Förderschule auf die allgemeinen Schulen (z.B. SchuB, BO-
Abschluss, Klassenteiler, Schulzeitverlängerung). 

 Hier befürchten wir den Wegfall der gesamten Ressource an Förderschulpersonal 
sowie die Ausstattung für Fördermaterial, Tests, Diagnostik usw. 

 
3. Förderung im Förderschwerpunkt Lernen erfolgt ausschließlich inklusiv (§ 53,4) 
 

 Eine Beratung und ambulante Förderung durch Förderschullehrkräfte würde danach 
wegfallen. 

 Fragen: Wer berät wie bei einem sonderpädagogischen Anspruch im  
                     Förderschwerpunkt Lernen? 

 Wie sieht die präventive Unterstützung aus? 
 

4. Wiedereinführung der Kleinklassen für esE und Sprache  (§ 50,2) 
 

 Vorbeugende Maßnahmen, die früher z.T. als Kleinklassen Erziehungshilfe und 
Sprache an den allgemeinen Schulen angebunden waren,  sind derzeit bei den 
Beratungs- und Förderzentren konzentriert. Damit haben diese Lehrkräfte eine 
fachliche Anbindung bekommen und können entsprechend den Erfordernissen ihres 
Wirkungsfeldes eingesetzt werden. Das wurde zumindest bei den meisten 
Förderschulkollegen als Gewinn angesehen, weil damit ein zum Teil praktizierter 
Missbrauch der Förderressource für Vertretungsunterricht oder 
Klassenlehrerfunktion in der Regelschule wegfiel. 
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 Ähnliche präventive unterrichtliche Angebote des BFZ sind derzeit als Auszeitklasse, 
Kooperationsklasse, Korridorklasse oder ähnlichen Bezeichnungen in der 
Anwendung. 

 Alle Angebote sollten in der Verantwortung des BFZ dessen Aufgabe sein. Die 
Angebote müssen in der Region mit den Einzugsschulen abgesprochen werden und 
für sie zugänglich sein. 

 
5. Kooperationsvereinbarungen zwischen Land, Schulträger/Jugendhilfeträger, allgemeine 
Schule, und BFZ  (§ 50,1) 
 

 Diese Forderung einer engeren Verzahnung dieser Institutionen erheben wir seit 
langem und begrüßen die Aufnahme in das Gesetz. 

 Hierin sehen wir die Chance, die Ausstattung der Schulen auf eine gesetzliche 
Grundlage zu stellen: 

o Festlegungen der Mindestanforderungen an Räume, Inventar usw. in einer 
inklusiven Schule muss festgeschrieben werden. 

o Bisherige personelle Ressourcen des Trägers müssten in einen gemeinsamen 
Topf fließen, der unter der Verantwortlichkeit des Schulleiters steht. 

 
6. Wieder Einführung der sonderpädagogischen Gutachten / Reduzierung der 
Förderausschüsse (§ 54,5) 
 

 Eine Vereinfachung des Verfahrens zur Feststellung des Anspruchs auf Förderung ist 
zu begrüßen.  

 Bei grundsätzlicher Berücksichtigung des Elternwunsches sind Förderausschüsse 
entbehrlich. 

 
 
7. Gewährung von Sonderunterricht (§ 54,4) 
 

 In diesem § wird eingestanden, dass es wohl doch nicht gelingen wird, in allen Fällen 
(bes. im Bereich esE) inklusive Beschulung umsetzen zu können.  

 Wir halten es für erforderlich, dass die hierfür vorgesehene Ressource dem BFZ 
zugeteilt wird, das regional erforderliche Modelle entwickelt, den jeweiligen Schüler 
wieder schulfähig zu machen. 

 
 
Die dargestellten Kommentare zu dem Gesetzentwurf zeigen, dass die von der SPD Fraktion 
vorgeschlagenen Änderungen zwar einzelne organisatorische Verbesserungen erwarten 
lassen, aber die brennenden Fragen der Schulen und die für uns in der Schulleitung 
ausschlaggebenden Forderungen für ein Gelingen von Inklusion, wie wir sie bereits mehrfach 
dem HKM mitgeteilt haben, unbeantwortet bleiben.  
 
Daher erneuern wir diese Forderungen für Sie noch einmal und bitten Sie, diese bei Ihrer 
Bearbeitung des Gesetzentwurfes zu berücksichtigen: 
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1. „Als Minimalforderung muss die gesamte personelle Ressource, die im Landesbudget 
für die sonderpädagogische Förderung in den Förderschulen und in den allgemeinen 
Schulen zur Verfügung steht, erhalten bleiben.“ 

 
Beim Wegfall der Schulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen ist zu befürchten, dass die 
bisher vorhandene personelle Ressource wegfällt und nur für die bestehende Ressource im 
BFZ-Bereich sowie für die Schulen mit dem Förderschwerpunkt soziale und emotionale 
Entwicklung und Sprache erhalten bleibt. Dies können wir so nicht akzeptieren, weil die 
Schüler, die nicht mehr in die Förderschulen gehen, stattdessen im inklusiven Unterricht der 
allgemeinen Schulen unterrichtet werden. Ihnen wird somit zwangsläufig weniger Förderung 
zugestanden. 
 
Hiermit möchten wir unsere Forderung in diesem Punkt noch einmal bekräftigen: 
Die personellen Ressourcen in der sonderpädagogischen Förderung ist auch bei 
zurückgehenden Schülerzahlen in den Förderschulen Lernen in vollem Umfang für die 
vorbeugende Förderung bzw. die inklusive Beschulung zur Verfügung zu stellen.  
 
Dies ist vor allem auch vor dem Hintergrund begründet, dass durch die aktuelle 
gesellschaftliche Entwicklung eine stetig steigende Zahl von Kindern mit emotionalen und 
sozialen Störungen bzw. psychischen Erkrankungen in den Schulen zu verzeichnen ist, die 
trotz aller Bemühungen nicht therapierbar sind. Wiederholt werden Kinder aus der Schule 
für Kranke oder aus den Klassen für emotionale und soziale Entwicklung an die allgemeine 
Schule als Stammschule zurück in die Klassen geschickt, weil sie dort nicht therapierbar 
waren oder die Eltern sich nicht am Entwicklungsprozess beteiligt haben. Jetzt sitzen diese 
Kinder wieder in den Klassen mit 20 - 25 Kindern zusammen, bis ihnen ggf. die Nicht-mehr-
Beschulbarkeit attestiert wird und Hausunterricht bekommen. Das halten wir für keine 
akzeptable Lösung! In vielen Fällen sind Schulleiter aber gezwungen, solche Maßnahmen zu 
ergreifen. 
 
All diese Fälle werden nicht in der Statistik abgebildet und müssen deshalb als 
Sonderzuweisungen an die BFZ gesehen werden.  
 
Ein weiterer Grund für die Erhöhung der personellen Ausstattung liegt im BFZ-System. Hier 
geraten Förderschullehrkräfte verstärkt in die Kritik, wenn sie vorwiegend in beratender 
Funktion tätig sind. Förderschullehrer beraten, Regelschullehrer sind aber im Anschluss mit den 
Problemen allein in der Klasse. Insgesamt ist eine doppelte Besetzung, also Teamteaching, mit 
gemeinsamer Beratung und gegenseitiger Unterstützung während der gesamten Unterrichtszeit 
erforderlich. 

 
Wir erneuern daher unsere Forderung hinsichtlich der personellen Ausstattung: 
 
Die bisher gut mit sonderpädagogischem Personal ausgestatteten Schulämter behalten 
ihre personelle Ressource, um die gut funktionierenden Systeme der inklusiven 
Beschulung nicht zu zerschlagen, weil dies zwangsläufig zu Rückschritten hinsichtlich der 
Förderung in diesen Regionen führen wird. Die bisher schlecht ausgestatteten Schulämter 
werden hinsichtlich der personellen Ausstattung kontinuierlich auf das Niveau der gut 
ausgestatteten Schulämter angehoben. 
Eine Personalausweitung ist hinsichtlich des Gelingens von inklusiver Beschulung 
unausweichlich! 
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2. Klassengrößen in den allgemeinen Schulen 
 
Auch hinsichtlich der Klassengrößen gibt es keine Aussagen. Während in anderen Ländern 
sich dort die Lehrkräfte voll auf die Lehrtätigkeit konzentrieren können und ihnen in jeder 
Schule ein breit gefächertes Unterstützungssystem von Sozialpädagogen, Schulpsychologen 
und Unterrichtsassistenten und ein voll ausgestattetes Schulgebäude zur Verfügung stehen, 
stehen die Lehrkräfte mit all den Problemen, z.B. soziale Auffälligkeiten, Überforderung der 
Eltern, Mangel an Therapieplätzen, weitgehend alleine. Deshalb halten wir an unserer 
Forderung fest: 
 
In der inklusiven Schule hat eine 

 Grundschulklasse maximal 20 Schüler (bisher 25) 

 Sek I – Klasse maximal 24 Schüler (bisher 29) 

 Hauptschulklasse maximal 16 (entsprechend dem Erfolgsmodell SchuB) 
 
Gerne sind wir in diesem Punkt gesprächsbereit, wenn sich die Rahmenbedingungen im 
Bereich der räumlich-sächlichen Ausstattung, der Unterstützung durch eine erhöhte Zahl von 
Schulsozialarbeitern, Erziehern, Logopäden, Motopädagogen und vor allem auch der 
Schulpsychologen – hier steht Deutschland und Hessen im Vergleich mit andern Ländern am 
untersten Ende der personeller Ressourcen - wesentlich verbessern. Da Veränderungen der 
räumlich-sächlichen Rahmenbedingungen aber weitgehend in der Verantwortung der 
überschuldeten Landkreise und Städte liegt, ist dort mittelfristig eher nicht mit Verbesserung 
zu rechnen. Somit sehen wir das Land in der Verantwortung zumindest die Gelder für die 
Ausstattung von Test- und Übungsmaterial aufzustocken und auch für die allgemeinen 
Schulen einzurichten! 
 
3. Fortbildung und Deputate für Lehrkräfte 

 
Leider ist im Gesetzentwurf hinsichtlich der dafür erforderlichen zusätzlichen Stundendeputate 
der Lehrkräfte und Schulleitungen sowie der Erhöhung im Fortbildungsetat nichts vermerkt. Uns 
ist deshalb nicht klar, wie der gesamte Fortbildungsbedarf, der im Hinblick auf Diagnostik, 
Unterrichtsgestaltung, Differenzierung, Umgang mit speziellen Behinderungen, Störungen, 
Wahrnehmungsproblematiken, Autismus, Seh- und Hörbehinderung usw. notwendig ist, ohne 
zusätzliche zeitliche Ressourcen flächendeckend und erfolgreich umgesetzt werden soll! 

 
Hinzu kommen bei der inklusiven Beschulung der Kinder zum Teil tägliche intensive 
interdisziplinäre Gespräche zwischen BFZ- und Klassenlehrkraft hinzu, um das jeweilige Kind 
erfolgreich beschulen zu können. Lehrkräfte und Schulleiter sind jedoch kaum noch bereit, diese 
zusätzliche Zeit ohne entsprechenden Ausgleich zu leisten. Auch hier sehen wir dringenden 
Handlungsbedarf, nämlich eine deutliche Anpassung der Leitungszeit für Schulleiterinnen und 
Schulleiter. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Matthias Doebel       
IHS-Landesvorsitzender  
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Stellungnahme der Schüler Union Hessen 
an den Kulturpolitischen Ausschuss des Hessischen Landtages 

 
 

zum Gesetzentwurf der Fraktion SPD für ein 

Gesetz über die Neuregelung schulischer Inklusion 

 
 
 
 

Gießen, 07. Mai 2013 
 
 
Geehrter Herr Ausschussvorsitzender Dr. Reuter, 
Verehrte Damen und Herrn Abgeordnete, 
 
der uns, der Schüler Union Hessen, zwecks der Abgabe einer Stellungnahme vorgelegte 
Entwurf für ein Gesetz über die Neuregelung schulischer Inklusion (GENESIS) wird durch die 
Fraktion SPD mit den Reglementierungen des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, der sogenannten UN-
Behindertenkonvention, begründet.  
 
Betrachtet man dieselben jedoch genau, so entdeckt man nirgends den Geist, auf den der 
Gesetzentwurf Bezug nimmt. Man findet dort sogar im Gegensatz zu den Angaben der 
Gesetzesbegründung nicht einmal den Begriff Inklusion oder inklusiv, sondern es wird 
lediglich von einem gleichberechtigten „Zugang zu einem integrativen, hochwertigen und 
unentgeltlichen Unterricht“ (Bundesgesetzblatt Nr. 35, Jg. 2008) von Menschen mit und 
ohne Behinderung gesprochen. 
 
Somit stellt sich für uns zwischen den jetzigen Regelungen des erst kürzlich (18.12.2012) 
novellierten Hessischen Schulgesetztes (HSchG) und der UN-Behindertenkonvention kein 
Konflikt dar, den es gilt zu beheben. Vielmehr sehen wir in den Regelungen des vorliegenden 
Gesetzentwurfes der Fraktion SPD eine Gefahr für die Bildungsgerechtigkeit aller Schüler des 
Landes Hessen.  
 
Bevor wir näher auf den Gesetzentwurf der Fraktion SPD eingehen wollen, möchten wir 
feststellen, dass für uns die Integration von Schülern mit Körper- oder Lernbehinderungen in 
Regelschulen aller drei Schulzweige ein unbedingtes Anliegen ist, das wir bedingungslos 
unterstützen und für das es kaum bis keine Gegenargumente in unseren Augen gibt. Aus 
diesem Grund sprechen wir in unserer weiteren Stellungnahme stets nur von kognitiven 
Behinderungen, die nachweislich durch die Verminderung der intellektuellen Fähigkeiten 
eine reguläre Beschulung von Betroffenen teils mehr teils weniger massiv erschweren. 
 
Im Folgenden wollen wir uns in unserer Stellungnahme auf drei, in unserer Ansicht nach 
zentrale Neuerungen der vielen vorgeschlagene im HSchG konzentrieren und diese, gemäß 
Ihrer Bitte, aus unserer Sicht als mitgliederstärkste Schülervereinigung Hessens bewerten. 
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Die Festlegung, dass die sonderpädagogische Förderung in den allgemeinbildenden und 
beruflichen Schulen zu erfolgen hat, wie sie unter § 49 Abs. 2 des Gesetzentwurfes der 
Fraktion SPD zu finden ist, lehnen wir mit Vehemenz ab. Wir sehen hierdurch die 
individuellen Lernerfolge der Kinder sowohl mit als auch ohne kognitive Behinderung in 
starkem Maße beeinträchtigt. Denn bei einer gemeinsamen Beschulung  von Schülern mit 
und ohne kognitiver Behinderung ist wird in der Regel entweder derjenige Klassenteil mit 
oder derjenige ohne kognitive Behinderung schlechter betreut. Bemüht sich die jeweilige 
Lehrkraft stärker um die Kinder mit kognitiver Behinderung, was man in dieser Situation von 
ihr verlangen muss, so werden zwangsläufig die vorgegebenen Bildungsinhalte der 
jeweiligen Klassenstufe nicht oder nur ungenügend an die Schüler weitergegeben. Auch den 
kognitiv behinderten Kindern können im Falle einer gleichmäßigen Behandlung aller 
Klassenglieder massive Nachteile für ihren Lernerfolg entstehen. Somit erschwert oder 
verhindert diese vorgeschlagene Neuregelung des HSchG die Garantie von 
Bildungsgerechtigkeit für alle öffentlich beschulten Kinder. Zudem kann in einer Regelschule 
der praktischen Bildbarkeit von vielen Betroffenen mit einer kognitiven Behinderung in 
keiner Weise Rechnung getragen werden. 
 
Die vorgeschlagene Neuregelung, dass Förderschulen, die sich auch für Kinder ohne 
festgestellten Förderbedarf öffnen, bei der Schulentwicklungsplanung voll zu 
berücksichtigen sind, wie wir sie in § 51 Abs. 3 des Gesetzentwurfes der Fraktion SPD zur 
Kenntnis nehmen dürften, möchten wir als lobenswerte Idee hervorheben. Die genaue 
Umsetzung dieser Öffnung sollten unserer Meinung nach zwar noch einmal breiter und 
vertieft diskutiert und festgeschrieben, jedoch nichtsdestotrotz bei einer zukünftigen 
Änderung des HSchG bedacht werden. Die oben geäußerten Bedenken hinsichtlich des 
individuellen Lernerfolgs der Kinder mit und ohne kognitive Behinderung möchten wir in 
diesem Zusammenhang noch einmal betonen, allerdings erscheint uns dieser Schritt als 
guter Weg, um beispielsweise den gemeinsamen Schulbesuch von behinderten und nicht 
behinderten Geschwisterkindern zu gewährleisten. Zudem könnten die Eltern von Kindern 
ohne kognitive Behinderung so durch eine wirklich freie Entscheidung das Stigma der 
Förderschulen als „abgeschlossene Erziehungsanstalt“ durchbrechen. 
 
Die unter § 54 vorgeschlagene Ersetzung der fachlichen Expertise durch den Elternwillen als 
allein entscheidendes Faktum zur Wahl der Schulform für ein Kind mit kognitiver 
Behinderung halten wir schlichtweg für falsch und nicht zielführend. Ähnlich wie bei der 
Wahl der Schulform bei Kindern ohne kognitive Behinderung nach der Jahrgangstufe 4, also 
beim Übergang zur weiterführenden Schule, sind wir davon überzeugt, dass es eine 
verpflichtende Empfehlung der unterrichtenden Lehrkräfte geben sollte, die in Fällen von 
Unstimmigkeiten der Lehrkräfte untereinander oder mit den Eltern mit meinem 
schulpsychologischen Gutachten zu untermauern ist. Im Falle der Frage, ob ein Kind mit 
kognitiver Behinderung eine reguläre Grundschule besuchen sollte oder nicht, sollte sowohl 
ein sonderpädagogisches als auch ein schulpsychologisches sowie gegebenenfalls ein 
kinderärztliches Gutachten herangezogen werden. Die fachliche Expertise halten wir im 
Allgemeinen deshalb gegenüber dem Elternwillen für ein geeigneteres Mittel zur Wahl der 
richtigen Schulform eines Kindes, da sie wesentlich weniger subjektiv geprägt und damit in 
der absoluten Mehrheit der Fälle zutreffender ist, als eben das Urteil der Eltern. So können 
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unangenehme Fehlentscheidungen, die zur Um- oder Abstufung eines Kindes führen, 
vermieden und eine adäquate Bildung für das Kind gesichert werden 
 
Lassen Sie uns unsere Äußerungen zu den drei angesprochenen, unserer Ansicht nach 
wichtigen, vorgeschlagenen Neuerungen des Gesetzentwurfes der Fraktion SPD kurz, 
verknappt und auf die Kernaussage reduziert zusammenfassen: 
 
(1) Die gemeinsame Beschulung von Kindern mit und ohne kognitive Behinderung an 
 Regelschulen (§ 49 Abs. 2) ist abzulehnen, weil so die individuellen Lernerfolge aller 
 Kinder  unnötig gefährdet werden. 
 
(2) Die Öffnung der Förderschulen für Kinder ohne lediglich Behinderung (§ 51 Abs. 3) ist 
 zu begrüßen, weil so in erster Linie die Akzeptanz von Förderschulen gesteigert 
 werden kann.  Obwohl auch hier die individuellen Lernerfolge der Kinder gefährdet 
 werden können. 
 
(3) Die alleinige Entscheidung der Eltern über die Beschulung von Kindern mit kognitiver 
 Behinderung ist abzulehnen, weil so die Subjektivität der Eltern die individuellen 
 Lernerfolge der Kinder gefährden kann. 
 
Wir hoffen, dass Sie unsere Argumentationen und Anregungen in Ihren Diskurs über den 
vorliegenden Gesetzentwurf der Fraktion SPD aufnehmen werden, und wollen Ihnen 
abschließend noch einmal dafür danken, dass man uns erneut die Möglichkeit zu einer 
Stellungnahme zu einem, in seiner vorgeschlagenen Form weitreichenden, Gesetzentwurf 
gegeben hat.  
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
 
gez. Dennis Bach, i. A. des Vorstandes der Schüler Union Hessen 
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Hessischer Städtetag 
Verband der kreisfreien und kreisangehöriger Städte in Hessen 
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Frankfurter Straße 2 Telefax: (0611) 1702-17 Internet: http://www.hess-staedtetag.de (BLZ 510 500 15) Kto. Nr. 100 072 777 

 
 
 
 
 
 
 
An den 
Vorsitzenden des Kulturpolitischen Ausschusses 
im Hessischen Landtag 
Herrn 
Dr. Michael Reuter MdL 
Schlossplatz 1 – 3 
65183 Wiesbaden 
 
 
 
 
 
 
 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf der SPD zur Neuregelung schulischer Inklusion 
in Hessen, Drucks. 18/7125 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Ausschussvorsitzender Dr. Reuter, 
sehr geehrte Damen und Herren Landtagsabgeordnete, 
 
 

der Hessische Städtetag lehnt den Gesetzentwurf der SPD für ein Gesetz über die Neure-

gelung schulischer Inklusion in Hessen (GENESIS, Drucks. 18/7125) an den Stellen ab, 

an denen er den Schulträgern finanzielle Pflichten auferlegt, ohne einen der Hessischen 

Verfassung entsprechenden  finanziellen Ausgleich des Landes (Konnexitätsprinzip) im 

Gesetz vorzusehen. 

Der SPD-Gesetzentwurf über die Neuregelung schulischer Inklusion in Hessen gibt den 

gibt den gesetzlichen Ressourcenvorbehalt einseitig zu Lasten der kommunalen Schul- 

und Jugendhilfeträger auf und sieht seitens des Landes keine zusätzlichen Mittel als 

Ausgleich für die Kommunen vor. Bund und Land Hessen stehen aber in der Finanzie-

rungsverpflichtung: Wenn sie mit dem Beitritt zur UN-BRK politische Vereinbarungen 

schließen, müssen sie auch die finanziellen Folgen tragen und dürfen sie nicht auf Dritte, 

nämlich die kommunale Ebene abwälzen. 

 

Unser Zeichen: TA 200.28 Oe/Zi 
Durchwahl: (0611) 1702-26 
E-Mail: oegel@hess-staedtetag.de 
 
 
Datum: 07.05.2013 
Stellungnahme                         026-2013 
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Entgegen der Ausführung in der Gesetzesbegründung (Allgemeiner Teil), „mit der UN-

Konvention für die Rechte von Menschen mit Behinderung hat nun jedes Kind einen An-

spruch auf eine Beschulung in der Regelschule“, begründet nicht die UN-Konvention einen 

Anspruch. Jeder Staat bzw. bei der Materie Bildung jedes Bundesland muss selbst erst 

einen solchen subjektiven Anspruch kraft Gesetz schaffen.  

So die einhellige Rechtsprechung: „Die Bestimmungen in Art. 24 BRK erfüllen nicht die 

Voraussetzungen für eine unmittelbare Anwendbarkeit, da es ihnen an der hierfür erfor-

derlichen Bestimmtheit fehlt. Es handelt sich in weiten Teilen um Programmsätze, wobei 

die Art und Weise sowie die Geschwindigkeit der Realisierung den Vertragsstaaten über-

lassen bleiben“ - so der Hessische VGH im Urteil vom 12.1.2009 (Az.: 7 B 2763/09). 

 

Am 1.8.2011 ist daraufhin das Hessische Schulgesetz mit Bestimmungen zum sonder-

pädagogischen Förderbedarf in Kraft getreten. Hatten bis dahin vorrangig die Förder-

schulen diesen Förderbedarf zu erfüllen, hat nach § 49 Abs. 2 HSchuG gemeinsamer 

Unterricht in den allgemeinbildenden Schulen und beruflichen Schulen zu erfolgen, wenn 

unter Ausschöpfung der personellen, räumlichen und sächlichen Möglichkeiten eine den 

Bedürfnissen aller Schüler in gleicher Weise gerecht werdende Ausstattung zur Verfügung 

gestellt werden kann. 

Derzeit bestimmt § 51 Abs. 2 HSchuG ausdrücklich, dass die Schulen dafür „im Rahmen 

der beim Schulträger vorhandenen Mittel von diesem räumlich und sächlich auszustatten 

sind“. Dieser gesetzliche Finanzierungsvorbehalt schränkt den individuellen Anspruch auf 

sonderpädagogische Förderung/inklusive Beschulung in allgemeinbildenden Schulen ein.  

Der Hessische VGH hat mit Beschluss vom 16. Mai 2012 (Az.: 7 A 1138/11.Z) entschie-

den, dass auch nach Inkrafttreten des Gesetzes in Hessen kein direkter Anspruch auf 

inklusive Beschulung besteht, da u.A. „…einer unmittelbaren Anwendung weiterhin der un-

bestimmte Regelungsgehalt von Artikel 24 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3 der BRK und der in 

Artikel 4 Abs. 2 BRK enthaltene Vorbehalt der Verfügbarkeit ausreichender Mittel der 

Vertragsstaaten entgegensteht“. 

Wenn die Gesetzesbegründung vorliegend ausführt, „ein Ressourcenvorbehalt wider-

spricht der Konvention“, so ist dies rechtlich nicht zutreffend. 

 

Der SPD-Gesetzentwurf will den derzeitigen gesetzlichen Ressourcenvorbehalt zugunsten 

der Kommunen in § 51 Abs. 2 Satz 2 aufgeben, der lautet: „Die Schulen sind im Rahmen 

der beim Schulträger vorhandenen Mittel von diesem räumlich und sächlich auszustatten.“ 
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§ 55 Satz 2 des Gesetzentwurfs sieht vor, dass lediglich in einer Rechtsverordnung ge-

regelt werden kann, dass die Inklusive Beschulung in der allgemeinen Schule von einer 

angemessenen räumlichen Ausstattung abhängig gemacht werden kann. 

Mit Unterschrift der Kultusministerin/des Kultusministers könnte damit den Schulträgern 

vorgegeben werden, wie sie Schulen räumlich auszustatten haben, um schulische Inklu-

sion zu ermöglichen. Von einem Finanzierungsvorbehalt ist nicht mehr die Rede. 

 

Den Finanzierungsvorbehalt will man sich per Gesetz aber seitens des Landes einräumen: 

Beim Verfahren der Zuordnung der Kinder mit Anspruch auf sonderpädagogische Förde-

rung an die zuständige Förderschule sowie zum Sonderunterricht soll die Schulaufsichts-

behörde „im Rahmen der personellen Voraussetzungen“ entscheiden. 

 

Während sich das Land also gesetzlich einen Personal-Ressourcenvorbehalt festschreibt, 

wird der sächliche und räumliche Ressourcenvorbehalt im Gesetz aufgegeben und in eine 

Verordnungsermächtigung überführt. 

 

Dies beachtet nicht die Regeln der Konnexität. 

 

Kooperationsvereinbarungen sollen dies richten. Damit alle allgemeinen Schulen inklu-

siven Unterricht anbieten können (§ 51 Abs. 1 Satz 1 E-HSchuG) müssen Schul- und 

Jugendhilfeträger und das Land eine Kooperationsvereinbarung über die Ausgestaltung 

der inklusiven Beschulung abschließen.  

Darin ist auch die Bildung und Ausgestaltung der regionalen Förderbudgets zu regeln 

(§ 50 Abs. 3 und 4 E-HSchuG).  

Durch Gesetz werden die Kommunen zum Abschluss einer Kooperationsvereinbarung 

gezwungen (§ 50 Abs. 3 E-HSchulG: „ schließen ab“). Der Zwang zum Abschluss einer 

Kooperationsvereinbarung soll somit eine gesetzliche Regelung ersetzen. 

Es steht zu befürchten, dass sich das Land - wenn überhaupt - finanziell nicht in dem 

Maße an dem Förderbudget beteiligt, wie es vor Ort faktisch notwendig sein könnte. 

 

Verlässliche und verbindliche Regelungen, die für alle Schulträger gleichermaßen gelten, 

können durch den Abschluss bilateraler Kooperationsvereinbarungen auch ausgehöhlt 

werden. Die Städte mit Schul- und Jugendhilfeträgerschaft, deren Haushalte nur unter 
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strengen Auflagen genehmigt werden, haben keinerlei finanziellen Spielraum beim Ab-

schluss von Kooperationsvereinbarungen. Vorgesehen ist jedoch, dass im Rahmen der 

Kooperationsvereinbarung auch die Bildung und Ausgestaltung des regionalen Förder-

budgets zu regeln ist. Da eine finanzielle Beteiligung des Landes an dem Förderbudget 

gesetzlich nicht geklärt ist, muss befürchtet werden, dass die Verteilung der Ressourcen 

entsprechend der finanziellen Möglichkeiten der kommunalen Schul- und Jugendhilfeträ-

ger vorgenommen wird. 

 

Zusätzlicher Druck würde auf den Schulträgern liegen, wenn sie nach § 50 Abs. 2 E-

HSchuG im Schulentwicklungsplan (§ 145) festlegen sollen, in welcher Zahl Kleinklassen 

für Erziehungshilfe oder Sprachheilklassen eingerichtet werden. Den Personal-Ressour-

cenvorbehalt zugunsten des Landes gilt es dann selbstverständlich seitens der Schul-

träger zu berücksichtigen. 

§ 50 Abs. 2 E HSchG führt als vorbeugende Maßnahmen beispielhaft die Kleinklassen für 

Erziehungshilfe und Sprachheilklassen auf. Die in der derzeitigen Fassung des HSchG 

aufgeführte dezentrale Erziehungshilfe findet keine Erwähnung. Es steht zu befürchten, 

dass diese sehr erfolgreiche vorbeugende Maßnahme künftig nicht mehr fortgeführt und 

durch die Kleinklassen für Erziehungshilfe ersetzt werden soll. Dies wäre ein Rückschritt 

bei der Umsetzung der schulischen Inklusion. Aus Sicht der Schulträger ist stattdessen 

eine weitere Stärkung der dezentralen Systeme notwendig. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
Ihr 

 
 
Dr. Jürgen Dieter 
Geschäftsführender Direktor 
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